
.e
y." 

Redaktion: Braunschweig 

Schliehfach 399 

Fernsprecher Nr. 1367 

Neue Anschrift: 
Hannover 	eorgstr.33 
Tel. 2 78 31 

spd Nr.25 - 3.10.46 

Entscheidung -f.r Deutschland 

F.S. 	Winston Chrd3chill hat einmal, er war damals noch V.inister- 

präsident, und der Krieg tobte noch in der ganzen Welt, in einer Unttr-
hausdebatte zum Thema künftiges Deutschland gesagt, Demokratie. beduete 

nicht Linksregierung, sondorn das prindp demokratischer Striatsfürhung 
gewähre allen politischer Richtungen gleiche Chancen. Wenn, es noch in 
Beweises für die Bedingtheit dieser zunächst bestechenden Feststellung 

bedurft hätte, so ist or in Deutschlund nach der Beactzung erbracht WOP 
den. So sehr jeder echte Demokrat bereit sein wird, Churchills Ausspruch 
grundsätzlich zuzustimmen, so unzweideutig muss der deutsche Demokrat 
feststellen, dass sich auch in dieser Beziehung wieder eines nichtfür 
alle schickt. In Grossbritannien ist Demokratie Bestandteil aller poli-
tischen Richtungen und 1,arteien, sie ist das Wesen des politischen Lebnn; 
geworden. Das britische Volk ist in einer demokratischen Verfassung, 
ohne dass es eine geschriebene Urkunde darüber besi--Czt. In Deutschland 

ist diese Voraussetzung, allerdings die wichtigste und die, auf die auf 
keinen Full iaerzichtet werden kann, nicht erfüllt. Die Deutschen welen 
oder sollen erst einmal demokratische Gesinnung entwickeln. In Deutsch-
land bedeutet eine Rechtsregierung und Rechtspartei noch immer Gegner-

schaft gegen die Demokratie und Todfeindschaft gegen die Mächte, die 

die Herrschaft des Volkes, die Demokratie, unbedingt und uneingeschränkt 

sichern wollen. Das ist der Unterschied, der beachtet werden muss, wenn 
man die politische Entwicklung in diesem Lande richtig beurteilen will 
und dazu beitragen möchte, "sie in rechte Bahren zu lenken. 
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Vor solchem Fintergrund ist die Entschliessung zu betrachten, die 
der Parteivorstand und der Parteiausschuss der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands in gemeinsamer Sitzung am 25.September 1946 in 
Köln gefasst haben. Sic stellte bündig fest, dass die SPD "nicht wil-
lens ist, die politische Verantwortung für Zustände zu tragen, die ihr 
aufgezwungen worden". Die IArtei ist in den Monaten seit dem ZUsammen-
bruch des Hitlerreimes ungewthnlich gewachsen. Sie ist die Partei ge-
worden, auf die sich die Eoffnungcn auch sehr vieler solcher Menschen 
richten, die nicht der SPD angehören, die aber eine Politik der Ver-
nunft und der Konsequenz als die für Deutschland allein mögliche und 
richtige halten. Diese , .enschen stehen rechts und links vor der SPD. 
Sic pflegen ihr politische Auffassung nicht auf den Mahkt zu bringen. 
Sic kennen kein Programm der sr:p, sie glauben nur die Richtung erken-
nen zu könner, die die Partei oinschlagen will, und sie Inziehen sich 
alai die Reden, di er Vorsitzende der SPD, Dr.8chumacher,gehalteneLat 
und aus denen sic gerade das heraushören oder im Gedächtnis bewahren, 
was sie zu ihrer bisherigen politischen ITaltung sozusagen ergänzen, 
jedenfalls nach ihrer Auffassung passend hinzuzufügen vermögen. Alles 
andere, das grundsätzlich sozialistische Motiv und Ziel aber übersehen 
viele, zu viele gflissentlich oder aus Gründender Zweckilthssigkeit oder, 
weil sie sich, politisch heimatlos geworden, an eine These klammern 
mooliter wie ein Ertrinkehder an einen Strohhalm. 

Die iiasse darf die idee nicht verwischen und die Realitäten nicht 
verdecke. Es gibt unveräusserliche Forderungen, die die STD heute 
mehr denn je zu crh ben hat und unvorrückba c Ziele, die sie anstrebt 
und die ‚zugleich, wie sie nach tfcrantwortungsVoller Prüfung überzeugt 
ist, die Voraussetzung der Existenz des deutschen Volkes überhaupt sinC, 
Deshlab haben Parteivorstand und P.artelausschuss in klarer Sprache ge-
sagt, dass sie die Verantwortung für die politische Arbeit in Deutsch-
land ablehnen wardeh, wenn nicht gewisse' unabftingbare Forderungen der 
Phrtci als Grundlagen innylerdeutscher Arbeit angenommen werden würden, 
Ein gerechter Lastenausgleich, die Sozialisierung der Grundstoff-Indu. 
strien und einiger besonders sozialisierungsnifer Wirtschaftszweig,, ..., 	 , 
die Agrarreform, die AAverantwortung deutscher Instanzen in der Wirt- 
schaftsverwaltung, eine neue und gerechte Verteilung des Sozialproduk-
tee, irilfe für die Opfer des Krieges und des Lationalsozicslismus,aus-
reichende Ernnirun[_c und Brenne-Hffvors.)rinz mrd eip,e, r9 r,rnolrfcrt is ehe 
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Kontrolle aller zentralen VerwrIltungen in. Deutschland - das waren die 

wichtigsten Punkte auf die die Kölnet Entschliessung der SPD hinwies. 

Die SPD hat diese Voraussctzungen ihrer künftigen politischen Lit - 
arboit in Deutschland erst nach sorgfältiger Erwägung des Par und Wider' 
formuliert. Sic ist überzeugt, dass es einen anderen Wcg, das vollkom. 

mene Chaos in Deutschland zu vermeiden und den Neubau eines unabhängi-

gen Deutschlande zu beginnen, nicht gibt. Sie weiss aber auch, dass 

keine der politischen 2arteienf die in Deutschland links oder ruchts ve 
ihr stehen, bercit sein wird, ein solches Programm zu erfüllen, weil 

diese Parteien die Vergangonhcit rekonstruieren und nicht die Zukunft 
hauen wollen, weil sie rotten wollen, was noc.h zu rotten ist, da sic 

begreifen, dass die kapitalistische Wirtschaftsform nun kein, Lebens-
mögli hkeiten mehr hat, es sei denn, sic würden neu geschaffen. Und 

darum geht es ihnen. Das aber, eine Wiederauferstehung der I;errschaf-u 

der Besitzenden, die gleichbedeutend ist mit der Wiederrichtung des 
deutschen Nationalismus, wäre der sichere Tod dlles dessen, was dcutLc___ 
Nation Inisst und sich zu nennen ein. Rocht hat. Hier steht die SPD 
als Wächter des Glavkes und des Wohles der jungen deutschen Generation 
auf dem Poston. 5ic sprach—ein klares Nein zu dem Versuch, das Rad dcv 
Geschichte rückwärts zu drehen, aber sie ist bereit, C±flCifl neuen, dom 
sozialistischen Deutschland den Weg zu ebnen. Denn Deutschland kann 
nur demokratisch und nur sozialistisch sein oder co wird als _in 
13E111 zwischen den 1;ationen hir und her geworfen werden und nur noch 
seinem Namen nach odor überhaupt nicht mehr bestehen. 

Nürnberger :6ehren 

n.p. 	Seit dem Zusammenbruch des Ilitlerstaateo hat das deutsche 
Volk keine 1;achric1t mit grösserer Spannung erwartet als den Urteils-
spruch von Nürnberg, obwohl es nach dem Zusammenbruch viele Ereignisse 
gab, die sein kanftiges und auch sein gegenwärtiges Leben weit unmitJu__ 
barer berührten. Eu liegt darin ein klarer Beweis dafür, dass man der 
engen. Zusatmcnhang zwischen der Schuld der nationalsozialistischen FU.,  
rung und dem Unglück des deutschen Volkes voll begriffen hat. Diese 
sache steht für sich da, unabhängig davon, dass der Prozess selhst eb 
so wie die Urteile die ihn beendeteb, nicht einheitlich auggcnommen 
worden sind. 

Neben dem häufigen Unverständnis, dflif nicht a 1 1 e Angeklagt_ 
verurteilt wurden, finden sich ,cinunr,s,, ,..schiudenhciten darüber, ob 
das verschiedene Strafmass gerechtf - .Luigt we. oP.41 b Os Leute 
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Einwendungen dagegen erheben, dass "alte, bewährte Offiziere " nun ver-
mutlich den Tod durch den Strang werden erleiden müssen. Es sind dies 
T,eute, die dabei übergehen, dass jene Offiziere, die jetzt unter dem 
Galgen stehen, tcinerlei ernsthaften Einspruch erhoben, als ihre Yame- 
radon nach dem 20. Juli gehängt wurden. 

, 
Was, die Freisprüche anlangt, so hat vor allem der von Papen Ver- 

wunderung erre'gt. Man muss gerade in diesem Fall darauf hinweisen, dass 
hier ein Maim ohne Strafe bleibt, ohne dessen Zutun der ;8.tionalsä.dpliss 
mus niemals an die Macht gekommen ware. Die Gefahr dieses Fre4pruchuo 
ist vor alien darin zu sehen, dass sich nun möglicherweise eine ganze 
Schicht von Menschen freigesprochen fühlt, die, obwohl in formalen SirL 
vielleicht wirklich nicht nationalsozialistisch war, die aber an der 
Entstehung und Verbreitung des latio- alsozialismus tätigsten Anteil 

1  hatte uhd die auch prädestiniert scheint, jeder neuen reaktionären Ile- 
t, wcgung zutreiberdienste zu leisten. Kräfte dieser Art sind ohne Zwei-

fel schon wieder am Werke und es bedarf äudserster Wachsamkeit, ihr 
heute noch zumeist unterirdisches Treiben unter Kontrolle zu halten. 
Niemand darf vergassen, dass die Freisprüche sich nur auf die Schuld 
im Sinne der vicrcng umgrenzten Anklagepunkte beziehen. Für keine der 
Freigesprochenen bestand der geringste Auluss, sozusagenerhobenen Haup-
tesden*Nürnberger Gerichtssaal verlassen, denn wenn der Begriff Nazi 
Aktivist überhaupt einen Sinn hat, dann trifft xxmfis er auf sie l to- . 
besonderezum Beispiel auf einen Mann wie Fritzsche, zu. So gesehen blei. 
ben sie schuldig und es ist mit rachdruck zu fordern aber wohl auch mit 
Sicherheit zu erwarten, dass man 'auf sie auch künftig in Augenmerk 
haben wird. 

Wenn jetzt die Personen der Angeklagten und ihre besonderen Unta-
ten so stark im Vordergrund des öffentlichen Interesses standen und wch 
solange sie /loch am Leben sind, stehen werden, so ist doppelt wichtig, 
immer wieder festzustellent - dass nicht ihre persönlichen Schicksale das 
Wesentliche sind. Der tiefere Sinn des Prozesses ist vielmehr darin zu 
sehen, dassminem Gericht,m1chesmit grösster Sorgfalt und Geduld das 
ungeheuer umgangreiche Beweismaterial zusammentrug, vor der Welt eine 
Art Kolossalgemälde nationalsozialistischer Ziele und Methoden 	und 

r

t  somit nntionalsozialistischar Schuld entrollt wurde. An den dokumenta-
rischen Tatsachen, die in erdrückender Fü le vorgetragen wurden und die 
zu widerlegen die Verteidigung jede V.öglichkeit besass,liarntiemandz vox-
beigehen. Das natioralsozialisitsche Regime in seiner ganzen Brutalität, 
wurde schonungslos blossgelegt und der Welt ein Anschauu4gsmatcrial übm 
seine verheerenden Former_ und Wirkungen unterbreitet, dass sich an Klar-
heit nichtberbicten lässt. 

Die Aufgabe des deutschen Volkes aber ist es, rausirrürnbergidic 
notwendigen TJehren zu ziehen: unerbittlicher Kampf gegen jede Möglich-
keit einer auch nur annährrndet Wiederholung ähnlicher Entwicklungen 
and Vorgänge, Ur sowie Zusammenfassung aller Kräfte in dem Bemühen, 
cine gesundepsdas heisst demokmtische Form der politischen Willens-
bildung auszubilden und einen Staat aufzubauen,dertd auch die letzten 
tibarblelbseljener Denkungsart auslöscht, wie sie in den in Niirberg , rurteilten zum Unglück der ganzen Welt ihr verabscheuungswürdigste 
Gestalt gefunden hatten. 
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Po lit 'k dar Se-zsation,,n 

Die SPD hat eine roue Sensatio n gest artet. Sie 3c1-int ihre Politik 
überhaupt nur auf Sensationen abgcstllt zu haben- Einmal ist es die 
Schulreform, die dann in Berlin Schiffbruch erleidet, dann ist as die: 
Bodenreform, bei dar die-Städte hungern. Zuletzt war es dar Volksent-7  
scl-cid in Sachsen, dessen Wiederholung man in den andortnesowjetischen 
Landesteialen nach der sächsischen. Erfahrung aufgab. Die Zait ist 
herum, eine neuo Sensation zu starten. Es gel-it nach dem Rezept, daß 
Hitler in sdinem Buell "Mein Kampf" vertreten hat: Dar, Volk muß immer 
von neuem mit Sensationen gefüttert werden. 

,Es scheint notwedig geworden zu sein, durch Line Diskussion in der 
Off(.ntliChk(;it von dam peinlichen Mißgeschick abzulenken, dag der SED 
it ihrer Politik dor Ostgr7,nzen passierte. Kurz vor der letzten Wahl 
in der Sowjetzone crklärten Grot, wohl -und Fechnar.dic Ostgrenze als 
nicht akzeptabel, die durch Oder und Heiße festgelegt wird. Aber einen 
Tat); nach der Wahl wurden sic durch Molotow dahin belehrt, daß nach 
sow4etischur Auffassung diese Grnonze endgültig und unantastbar sei.. 
Es wäre jetzt-notwendig gewe*Ion,'daß Grot wohl und Fechner ihre 
chende Meinung erneut bestätigt hätten. Da dieSED stets betont -,, daß sic eine unabhängige Partei sei, wartete man auf solche Yußrung. 
Fichte, geschah. Statt dessen klügelte die SED eine ncue Verfassung für 
Deutschland aus, plakaticrte sic und versudbte so, die affentliche Dis-
kussion auf ein anderes Gebiet abzulenke:. 

Dabei eTthob sich die SED selbst der peinlichen Aussprache od,r gar 
EbtE,cheiftn7, über die Frage, ob sie einen föf'cralistischen Aufbau 
Deutschlands oder cite zentralistische Leitung wünsche. Sie ist für 
zwntralistische Leitung, natürlichkvor Berlin aus; ungcaphtc,t der Tat-sache t  daß sich der sowjetische Sektor zuerst in Länder und Provinzen 
aufspIitterte, sci ç eigenen Regierungsinstanzen bildete und in jedem 
Lande und jeder "Provinz" eigene Wge Wege geht. Deutschland w&chst föde: 
ralistisch, daran wird auch der Verfassungcntswurf der SED nichts än- 

dern, zumal die Praxis in der Ostzone in dieser ichtung vollendete 
Tatsachen schafft. 

b/B5/3o9/2/Hs 

Deutsches Gericht für  Kriegsverbrecher 

spd Hannover, 3.0kt.46 
Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands richtete 
an den Alliierten Kontrollrat in Berlin folgendes Schreiben: 

Die SPD richtet gn den Alliierten Kontrollrat von Berlin aus 
Anlaß der Nürnberger Urteile das Ersuchen, einen unabhtingigcn deutschen '- erichtshof cinzUsL-tzen, der Urteile zu fällen hat über die gesamte 
politische Tätigkeit der Personen und Organisationen, durch die Fitler 
ah die lacht gekommen und an slcr Macht gehalten worden. ist. 

Die friedliebenden und aufbauwilligon Kräfte des deutschen 
Volkes empfinden ca als unerträglich und gcfahrvoll far den Frieden 
dcr Wcit, da die Verbmchen des S'ehuldigsten aller lcberder DLutechen, 
des Herrn v.Papen und sein.r 'Kr, ise ungesühnt geblieben sind, während 
auf der anderen acite Millionen Unschuldiger auf das Schwerste zu lei- 
der haben. 

m/B1/31o/2/hs 
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Yor_Lferenz zur Länderreform 

spd YannovL1.,3.0kt.46 

In ihrer Eigenschaft als Plitglieder des ZonorbeirL:tes führ-ter dcr Vorsitzt:1- de dc.r SPD Dr Kurt Schumacher, die Ministerprsidc.nten 
Topf_(fianrover), Yubel (Eraunschweig) und Tartzen (Oldenburg), Pürgf,r-mcister Schönfolder (bur), Obcrpräsid,nt a.D. Lehr (frühr Nord-
rhein) und der Gencralsckretär des deutschen Znm.nbciratcs Dr.WeiBer 
in Berlin mit einem höheren englischen Offizier resprchungen über die 
künftigE. Gestaltung der Ländcrreform in d-r Britischen Zone. fi 

re-sprLchungcn fanden am 3‘ oktob r statt. DIncr lag unter anderem die 
Tatsache zugrLnde, daf3 die SPD nach der Lrricl-tung des Landes Ford- 

, rh_in-Westfalen pine Zusnmenfrissung allur übrigen Gebiete der britisch 
besetzten Zone in cincm Lando iordertv 

m/B1/31o/2/ho 

Kommunalpolitische Arbeitstang 

spd "arnovcr, 3. Okt. 1946 
Die kommumapolitiscbo Abteilung beim Parteivorstand der SPD 

inEannovr hat die Sachbearbeiter der Bezirke der "Partei im ccnzen 
Tuich zu einer ersten Areitstacrung zusarmen&.rufc,n, di: am 15. und 16. Oktober in Pad Garidcrshcim stattfinden soll. Der Büro_rmAstcr vo-: Kiel, Gayk, urCd der Oberbürgermeister von Erlange. 7  Pcschke, werden 
über das Thema "Sozialdemokratie und Selbstverwaltung sprechc,n, Liegor-
schaftsdiroktor Reith in Köln titer die "RcLchtlichen Voraussetzungli für den 1, cuaufbau der Städte und qemcinden" und Dr.Diedcrichs und Dr.Hilbe-
rath über ":3oziL,idemokratisc1e Kommunalpolitik in 'der Trv,xis". 

Da die SPD in den Wahlc':;, die kürzlich in den WestzonLn für die 
'rrmeinderätc stattgefundc haben, eine große Zahl vor Gemcinderten 
in die neue: parlamentarischen Körperschaften ertsardte und dr zahl-
reichen klcincn uld großen nmcinder und Kreiscqi. die Wrantwortlichem 
Posten für die Führung der kommunalcn Körp, 'rschaften besetzte, ist die-
sc erste koriLunalpolitischc Tagung von besonderer Bedeutung. 

m/B1/31o/2/hs 

Luf-aber,  der Sozialpolitik 

spd T,:annoter,3.1c).1( 
Die 	außerordertljche B(doutu/z, die der praktischer i sozial- 

. 

politischen Arbeit in DeutE.chlard unterdc heutige: Uraständen in 
Ikt.ltchland zukommt, hat den Paytc)ivorstnnd der SPD veranlaßt, zum 17. 
und 18. Oktober eine sozialpolitisco Acbeitstagung nach Bad Garers-
h-im Linzuberufen t 'di,. von Bcallitragten allcr Pezirke der Partei cus Om ganzen P,iche beschickt win:L. 1 cr VoTsitzcnde di Partei Dr.Scl-u-tmachc.r wird über "Sozicldemokra:JiC und Sozialpolitik" sprechr, der 

H 

	

	stcr dc.s Innern in Nordrhein-Westfalen, Dr.renzel über "r:,ozialpo- 
litische iviaBnahuen für FlüchtliTte und Ausebombte'.' - s stehen weiter r icubau der Sozialversicherui47, dir n.urcE.elunr, der 1:riggsopft_rw.r- 'or,7ung, Fra, cn der Jugendpflege und JugerdfürsoIge, 	i allgemeinen Wohlfahrtspflegc und di, Aufr2Tben der ArbeitcrwohlfE, brt auf dcr Tages- Ord-ung. 

m/D1/31o/2/hs 


